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Scholz holt das Füllhorn raus 

Sehr geehrte Mandanten, 

teilen Sie auch dieses komische 
Gefühl? Unsere Bundesregierung 
veranstaltet viel Getöse, allerdings 
vorwiegend um sich selbst. Die 
„Produktion“ von neuen Steuerge-
setzen ist dabei irgendwie in den 

Hintergrund geraten. 

Doch nun sendet Bundesfinanzminister Scholz ein Sig-
nal, dem er das Etikett „Wohnraumoffensive“ verpasst 
hat. 

Worum geht’s? Wer neue, bezahlbare Wohnungen 
baut und anschließend auch vermietet, über dem 
schüttet Olaf Scholz das Steuer-Füllhorn aus. Die Bun-
desregierung möchte über Sonderabschreibungen 
gerade kleine Unternehmer und Privatleute anregen, 
neue Wohnungen zu bauen. 

Es geht dabei ausdrücklich um bezahlbaren Wohn-
raum für Mieter mit geringen oder mittleren Einkom-
men. Luxuswohnungen mit Herstellungskosten jen-
seits von € 3.000 pro Quadratmeter Wohnfläche wer-
den erst gar nicht gefördert. 

Neben den üblichen Abschreibungen von zwei Prozent 
pro Jahr, sieht der Gesetzentwurf in den ersten vier 
Jahren zusätzlich bis zu fünf Prozent für Sonderab-
schreibungen vor. Bauherren können danach in den 
ersten vier Jahren insgesamt 28 Prozent der förderfä-
higen Herstellungskosten abschreiben.  

Und was bringt das dem Bauherren in Euro und Cent? 
Investiert er zum Beispiel € 400.000 in vier Wohnun-
gen mit je 50 Quadratmetern, kann er in den ersten 
vier Jahren insgesamt 28 % der Herstellungskosten 
abschreiben; in unserem Beispiel also € 112.000. Bei 
einem Steuersatz von 42 %, springt dabei immerhin 
eine Steuerersparnis von rund € 47.000 heraus. 

Noch ist das Gesetz nicht verabschiedet! Wir beraten 
Sie gerne, wenn es soweit ist! 

Genießen Sie den sonnigen September  

 

 

Michael Sackmann 
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Einkommensteuerrechtliche Behandlung vergeblicher Investitionen in betrügerische Modelle 

Ein Anleger hatte mit verschiedenen 

Gesellschaften einer Gesellschafts-

gruppe Verträge über den Erwerb und 

Betrieb mehrerer Blockheizkraftwerke 

(BHKW) geschlossen und die entspre-

chenden Kaufpreise gezahlt. Die Zah-

lungen finanzierte er durch die Auf-

nahme von Bankdarlehn. Das wirt-

schaftliche Risiko aus dem Betrieb 

sollte beim Anleger liegen. Die BHKW 

wurden jedoch weder geliefert noch 

in Betrieb genommen. Stattdessen 

stellte sich heraus, dass die Initiato-

ren ein betrügerisches Schneeballsys-

tem auf den Weg gebracht hatten. In 

seiner Steuererklärung machte der 

Anleger gewerbliche Verluste aus 

dem beabsichtigten Betrieb der 

BHKW geltend. 

 

Das Finanzamt berücksichtigte die 

erklärten Verluste nicht, da nach sei-

ner Auffassung keine Einkünfte aus 

Gewerbebetrieb vorlagen. Hierfür 

hätte es einer Beteiligung der Gesell-

schaften am allgemeinen wirtschaftli-

chen Verkehr bedurft. Dazu war es 

jedoch nicht gekommen. 

Dem widersprach der Bundesfinanz-

hof. Zum Zeitpunkt des Abschlusses 

der Verträge war aus Sicht des Anle-

gers davon auszugehen, dass ihm auf-

grund seiner Vorauszahlungen künftig 

mehrere BHKW geliefert würden, mit 

denen er elektrischen Strom produ-

zieren und daraus Einkünfte erzielen 

könne. Bei Gewerbetreibenden sind 

Verluste auch dann zu berücksichti-

gen, wenn in der Folgezeit keine Ein-

nahmen erzielt werden. 

Kein Abzug nachträglicher Werbungskosten bei Kapitaleinkünften ab 2009 

Die Besteuerung der Kapitaleinkünfte 

ist seit 2009 grundlegend neu gere-

gelt worden. Durch die Einführung 

der Abgeltungsteuer ist bei der Er-

mittlung der Einkünfte aus Kapitalver-

mögen als Werbungskosten ein 

sog. Sparer-Pauschbetrag abzuziehen; 

der Abzug der tatsächlichen Wer-

bungskosten ist ausgeschlossen. Nur 

in bestimmten Fällen der tariflichen 

Besteuerung kann das Abzugsverbot 

„vermieden“ werden, z. B. im Zuge 

einer mindestens 25 %-gen Beteili-

gung an einer Kapitalgesellschaft 

(sog. Unternehmer-ische Beteiligung). 

In einem vom Bundesfinanzhof ent-

schiedenen Fall machte ein ehemali-

ger Alleingesellschafter einer im 

Jahr 2005 in Insolvenz geratenen und 

inzwischen aufgelösten GmbH die 

Schuldzinsen für ein Darlehn als Wer-

bungskosten geltend, das er wegen 

der Inanspruchnahme aus einer für 

die GmbH übernommenen Bürgschaft 

aufgenommen hatte. Das Finanzamt 

berücksichtigte die gezahlten Schuld-

zinsen in den Jahren 2005 bis 2008 als 

nachträgliche Werbungskosten bei 

den Einkünften aus Kapitalvermögen. 

Ab 2009 lehnte es den Abzug ab. 

Der Bundesfinanzhof bestätigte die 

Auffassung des Finanzamts. Das Wer-

bungskostenabzugsverbot findet auch 

dann Anwendung, wenn nach dem 

31. Dezember 2008 getätigte Ausga-

ben mit Kapitalerträgen zusammen-

hängen, die bereits vor dem 

1. Januar 2009 zugeflossen sind; ins-

besondere sofern aus der Kapitalanla-

ge jedenfalls nach 2009 keine Erträge 

fließen. 

Einnahmen aus der Aufnahme von Pflegekindern in den eigenen Haushalt 

Leistungen, die aus öffentlichen 

Mitteln der Jugendhilfe für die Auf-

nahme von Pflegekindern in einen 

Haushalt über Tag und Nacht als Voll-

zeitpflege gewährt werden, sind ein-

kommensteuerfreie Einnahmen. 

Zweck der Betreuung muss die Erzie-

hung oder Ausbildung des zur Pflege 

aufgenommenen Kinds sein. Werden 

mehr als sechs Kinder im Haushalt 

aufgenommen, wird allerdings eine 

steuerpflichtige Erwerbstätigkeit ver-

mutet. 

 

In einem vom Finanzgericht Berlin-

Brandenburg entschiedenen Fall hatte 

ein Erzieher einige Jahre bei aus-

schließlich einem Jugendlichen eine 

intensive sozialpädagogische Einzel-

betreuung erbracht. Diese sei, so das 

Gericht, nicht mit der Hilfe zur Erzie-

hung in Vollzeitpflege vergleichbar 

und deshalb als Erwerbstätigkeit ein-

kommensteuerpflichtig. 

 

Der Bundesfinanzhof muss möglicher-

weise abschließend entscheiden. 
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Beträgt der Zeitraum zwischen An-

schaffung und Veräußerung eines 

Grundstücks/einer Wohnung nicht 

mehr als zehn Jahre, liegt ein privates 

Veräußerungsgeschäft vor. Ein Ge-

winn daraus unterliegt der Einkom-

mensteuer (Spekulations-steuer). Das 

gilt nicht für ein Eigenheim, also wenn 

das bebaute Grundstück/die Woh-

nung seit Anschaffung/Herstellung 

ausschließlich oder im Jahr der Veräu-

ßerung und in den beiden vorange-

gangenen Jahren zu eigenen Wohn-

zwecken genutzt wurde. 

Die Finanzverwaltung geht davon aus, 

dass ein häusliches Arbeitszimmer 

nicht Wohnzwecken dient. Damit 

müsse bei einem privaten Veräuße-

rungsgeschäft der auf das Arbeitszim-

mer entfallende Veräußerungsgewinn 

der Besteuerung unterworfen wer-

den. 

 

Anders sieht es das Finanzgericht 

Köln. Es hat einem Lehrer Recht gege-

ben, der seine selbstgenutzte Woh-

nung verkaufte und den auf das Ar-

beitszimmer entfallenden Gewinn 

versteuern sollte. Jedenfalls im Rah-

men der Überschusseinkünfte – der 

Lehrer erzielte Einkünfte aus nicht-

selbständiger Arbeit – und wenn eine 

weit überwiegende Eigennutzung der 

Wohnung im Übrigen vorliegt, ist ein 

Arbeitszimmer nicht schädlich. Im 

vorliegenden Fall akzeptierte das Fi-

nanzgericht die Größe des Arbeitszim-

mers, das knapp unter 20 % der Ge-

samtwohnfläche ausmachte. 

 

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-

ßend entscheiden. 

Keine Erbschaftsteuerbefreiung für ein angrenzendes Gartengrundstück 

Die Erbschaftsteuerbefreiung für ein 

Familienheim beschränkt sich auf das 

Familienheim selbst und den dazuge-

hörigen Grund und Boden. Ein an-

grenzendes Gartengrundstück, das im 

Grundbuch auf einer eigenen Num-

mer eingetragen ist, gehört nicht da-

zu. 

 

Eine Alleinerbin war durch Erbfall Ei-

gentümerin zweier aneinandergren-

zender Flurstücke – eines davon be-

baut mit einem Familieneigenheim – 

geworden. Beide Grundstücke waren 

einheitlich eingezäunt und wurden 

auch einheitlich genutzt. In Hinblick 

auf die einheitliche Bezeichnung und 

Adresse sowie die einheitliche Nut-

zung begehrte sie die Steuerbefreiung 

für das gesamte Objekt als wirtschaft-

liche Einheit. 

 

Dem widersprach das Finanzgericht 

Düsseldorf. Die Steuerbefreiung 

knüpft an den – in einem zivilrechtli-

chen Sinn zu verstehenden – Begriff 

des mit einem Familienheim bebau-

ten Grundstücks an und nicht an den-

jenigen der wirtschaftlichen Einheit. 

Ein Grundstück im zivilrechtlichen 

Sinn ist der räumlich abgegrenzte Teil 

der Erdoberfläche, der im Grundbuch 

auf einer eigenen Nummer eingetra-

gen ist. Daher war die Steuerbefrei-

ung nur für das mit dem Familienheim 

bebaute Grundstück zu gewähren. 

Keine Säumniszuschläge auf zurückgewährte Steuern nach Anfechtung durch Insolvenzverwalter 

Ein Steuerpflichtiger hatte bis zu sei-

ner Insolvenz seine Steuern pünktlich 

bezahlt. Nach erfolgreicher Anfech-

tung durch den Insolvenzverwalter 

musste das Finanzamt einen Steuer-

betrag von 350.000 € zurückgewäh-

ren. Das Finanzamt meinte, dass hier-

durch die Steuerschulden und die 

Nebenleistungen wieder aufgelebt 

und folglich Säumniszuschläge rück-

wirkend ab der ursprünglichen Fällig-

keit bis zum Tag der Insolvenzeröff-

nung entstanden seien. Diese melde-

te das Finanzamt zur Insolvenztabelle 

an. 

 

Der Bundesfinanzhof entschied,  

dass keine Säumniszuschläge für die-

sen Zeitraum entstanden sind. Der 

Steuerpflichtige hatte die ursprüngli-

chen Steuerzahlungen fristgerecht 

geleistet. Eine Säumnis entfällt mit 

dem Zeitpunkt der Entrichtung. Dies 

gilt unabhängig davon, ob beglichene 

Steuerforderungen rückwirkend wie-

der aufleben. 

Keine Spekulationssteuer auf häusliches Arbeitszimmer bei Verkauf des selbstgenutzten Eigenheims 

Haftung des Geschäftsführers nach Insolvenzeröffnung 

Ein GmbH-Geschäftsführer wurde 

nach Eröffnung des Insolvenzverfah-

rens über das Vermögen der GmbH 

vom Finanzamt für Steuerschulden 

der Gesellschaft als Haftungsschuld-

ner in Anspruch genommen. Gegen 

den Haftungsbescheid legte er erfolg- 

los Einspruch ein. 

Das Sächsische Finanzgericht ent-

schied, dass die Einwendungen des 

Geschäftsführers gegen die Höhe der 

Steuer erfolglos bleiben. Als Ge-

schäftsführer der Insolvenzschuldne-

rin habe er im Insolvenzverfahren die 

Möglichkeit gehabt, der Steuerforde-

rung des Finanzamts zu widerspre-

chen. Dies habe er jedoch nicht getan. 

 

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-

ßend entscheiden. 
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Abgrenzung der Betriebsaufgabe von der Betriebsunterbrechung 

F Ü R  U N T E R N E H M E R  U N D  F R E I B E R U F L E R  

Angemessenheit der Gewinnverteilung bei einer GmbH & Co. KG 

Nach der Gewinnverteilungsabrede 

im Gesellschaftsvertrag einer 

GmbH & Co. KG erhielt die nicht kapi-

talmäßig beteiligte Komplementär-

GmbH eine hohe Vorabvergütung für 

ihre Geschäftsführungstätigkeit und 

die Übernahme der persönlichen 

Haftung. Tatsächlich entstanden der 

GmbH aber für die Übernahme der 

Geschäftsführungstätigkeit keine Auf-

wendungen. Ihre Gesellschafter-

Geschäftsführer, zugleich die einzigen 

Kommanditisten der KG, bezogen von 

der GmbH keine gesonderte Vergü-

tung. Vielmehr tätigten sie monatli-

che Entnahmen in Höhe eines gleich-

lautenden Betrags aus dem Kapital-

stock der GmbH & Co. KG. 

 

Das Finanzamt sah in der Gewinnver-

teilungsabrede eine unangemessene 

Gestaltung. Es rechnete den der 

GmbH als Vorabgewinn zugerechne-

ten Betrag je hälftig den Kommandi-

tisten als Gewinnanteil zu. Andernfalls 

käme es zu keiner sofortigen Besteue-

rung bei den Gesellschaftern. Viel-

mehr würde sich die Teilhabe der 

Kommanditisten am Gesellschaftsge-

winn auf ihre Beteiligung an der Kom-

plementär-GmbH verlagern. Die Be-

steuerung würde hierdurch auf späte-

re Zeiträume, in denen der Gewinn 

zur Ausschüttung gelangt, verscho-

ben. 

 

Das Finanzgericht Münster wider-

sprach dem Finanzamt. Die Komple-

mentärin habe gegenüber der KG ei-

nen Anspruch auf eine marktgerechte 

Vergütung für ihre Geschäftsfüh-

rungstätigkeit. Es komme nicht darauf 

an, ob und in welchem Umfang sie die 

Vergütung an ihre Anteilseigner/

Geschäftsführer weitergibt. 

 

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-

ßend entscheiden. 

Kürzung des Vorwegabzugs bei einem gesetzlich krankenversicherten Arbeitnehmer mit Altersrenten-

bezug 

Ein verheirateter Rentner war neben-

bei nichtselbstständig tätig und dabei 

gesetzlich krankenversichert; Beiträge 

zur gesetzlichen Rentenversicherung 

und zur Arbeitslosenversicherung 

fielen nicht an. In seiner Einkommen-

steuererklärung machte der Rentner 

Versicherungskosten von über 

8.000 € geltend, die das Finanzamt 

unter Kürzung des Vorwegabzugs um 

den Arbeitgeberanteil berücksichtig-

te. 

 

Zu Recht, wie das Finanzgericht Mün-

chen entschied. Der Vorwegabzug im 

Rahmen der Günstigerrechnung ist zu 

kürzen, wenn für die Zukunftssiche-

rung des Steuerpflichtigen steuerfreie 

Leistungen erbracht werden. Die Ar-

beitgeberbeiträge zur gesetzlichen 

Kranken- und Pflegeversicherung sind 

solche Zukunftssicherungsleistungen. 

Der Rentner konnte auch einen Vor-

teil aus diesen Zahlungen haben, da 

er während seiner Beschäftigung dem 

Grunde nach Ansprüche aus der ge-

setzlichen Kranken- und Pflegeversi-

cherung als Arbeitnehmer hatte. Sei-

ne Ansprüche aufgrund des Bezugs 

der Altersrente sind nach den sozial-

versicherungsrechtlichen Vorschriften 

weggefallen. 

Stellt ein Unternehmer seine gewerb-

liche Tätigkeit ein, liegt darin nicht 

zwingend eine Betriebsaufgabe, die 

zur steuerpflichtigen Aufdeckung der 

stillen Reserven führt. Die Einstellung 

kann auch nur als Betriebsunterbre-

chung zu beurteilen sein, die den 

Fortbestand des Betriebs unberührt 

lässt. Eine solche Betriebsunterbre-

chung liegt vor, wenn bei Einstellung 

der gewerblichen Tätigkeit die Absicht 

vorhanden ist und die Möglichkeit 

besteht, den Betrieb in gleichartiger 

Weise wieder aufzunehmen. Der still-

gelegte und später wieder eröffnete 

Betrieb müssen als identisch anzuse-

hen sein. 

 

Das Finanzgericht Düsseldorf hatte 

folgenden Fall zu entscheiden: Ein als 

Bauträger tätiger Einzelunternehmer 

gründete als alleiniger Gesellschafter 

eine GmbH, die ein Bauunternehmen 

betrieb. Zwei Jahre nach Gründung 

der GmbH verpachtete er das gesam-

te Anlagevermögen des Einzelunter-

nehmens an die GmbH. Dadurch ent-

stand eine Betriebsaufspaltung zwi-

schen dem Einzelunternehmen 

(Besitzunternehmen) und der GmbH 

(Betriebsunternehmen). In der Bilanz 

des Einzelunternehmens waren die 

GmbH-Anteile richtigerweise als Anla-

gevermögen aktiviert. Aus Rentabili-

tätsgründen stellte der Unternehmer 

die Bauträgertätigkeit ein. Zuvor hatte 

er das bisher an die GmbH verpachte-

te Anlagevermögen an die GmbH ver-

äußert. 
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GmbH-Beteiligung als notwendiges oder gewillkürtes Betriebsvermögen eines Einzelunternehmers 

Notwendiges Betriebsvermögen liegt 

vor, wenn Wirtschaftsgüter zu mehr 

als 50 % eigenbetrieblich genutzt wer-

den. Dabei kommt es nicht darauf an, 

ob diese Wirtschaftsgüter in der Bi-

lanz, in der Buchführung oder im An-

lagenverzeichnis ausgewiesen wer-

den. Entscheidend ist die tatsächliche 

Nutzung. 

 

Gewillkürtes Betriebsvermögen liegt 

vor, wenn ein Wirtschaftsgut objektiv 

geeignet und bestimmt ist, den Be-

trieb zu fördern. Eine entsprechende 

Zuordnung kommt nur in Betracht, 

wenn die betriebliche Nutzung zwi-

schen 10 % und 50 % liegt. Die Zuord-

nung muss unmissverständlich erfol-

gen, z. B. durch Aufnahme in die Bi-

lanz oder durch Erfassung in der 

Buchhaltung. 

 

Bei einer Veräußerung oder einer 

Überführung in das Privatvermögen 

eines zum Betriebsvermögen gehö-

renden Wirtschaftsguts sind die darin 

enthaltenen stillen Reserven zu ver-

steuern. 

 

Nach einem Urteil des Finanzgerichts 

Nürnberg kann die Beteiligung an ei-

ner GmbH notwendiges Betriebsver-

mögen eines Einzelunternehmens 

sein, wenn sie für dieses wirtschaft-

lich vorteilhaft ist. Ein Einzelunterneh-

mer hielt zwar nur 45 % der Anteile 

an einer GmbH, stellte seine bei der 

GmbH dennoch bestehende Macht-

stellung in den Dienst seines Einzelun-

ternehmens. Das reichte dem Gericht, 

um die Beteiligung als Betriebsvermö-

gen zu qualifizieren. Ob die Aktivie-

rung im Zuge einer Betriebsprüfung 

ggf. unrichtig war, spiele keine Rolle, 

da der Unternehmer auch in den 

Folgejahren an der Bilanzierung der 

Beteiligung festgehalten habe. Durch 

die Schenkung der Anteile an seine 

Ehefrau und Kinder habe er einen 

steuerpflichtigen Entnahmegewinn 

realisiert. 

 

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-

ßend entscheiden. 

In der Veräußerung sah das Finanz-

amt die Beendigung der Betriebsauf-

spaltung und die damit verbundene 

zwangsweise Aufgabe des Einzelun-

ternehmens. Die im Einzelunterneh-

men aktivierten GmbH-Anteile seien 

in das Privatvermögen zu überführen. 

Der Aufgabegewinn sei steuerpflich-

tig. 

 

Das Finanzgericht folgte dieser 

Auffassung. Durch die Veräußerung 

des gesamten Anlagevermögens sei 

der Unternehmer nicht mehr in der 

Lage gewesen, den Betrieb identitäts-

wahrend fortzuführen. 

 

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-

ßend entscheiden. 

Bei einer Einnahmenüberschussrech-

nung sind Ausgaben grundsätzlich für 

das Kalenderjahr anzusetzen, in dem 

sie geleistet wurden. Abweichend von 

diesem sog. Abflussprinzip sind wie-

derkehrende Ausgaben, die dem 

Steuerpflichtigen kurze Zeit vor oder 

nach Beendigung des Kalenderjahrs 

abgeflossen sind, dem Jahr der wirt-

schaftlichen Zugehörigkeit zuzuord-

nen. Umsatzsteuervorauszahlungen 

sind regelmäßig wiederkehrende Aus-

gaben. 

 

Als „kurze Zeit“ ist i. d. R. ein Zeitraum 

bis zu zehn Tagen anzusehen, d. h. 

der Zeitraum vom 22. Dezem-ber bis 

zum 10. Januar des Folgejahrs. Für die 

Anwendung der Ausnahmeregelung 

muss innerhalb dieser Zeitspanne 

sowohl der tatsächliche Abfluss als 

auch der Termin der Fälligkeit liegen. 

 

In einem vom Finanzgericht München 

entschiedenen Fall hatte ein Unter-

nehmer die Umsatzsteuervorauszah-

lung für den Monat Dezember 2014 

am 7. Januar 2015 beglichen. Der ab-

gabenrechtliche Fälligkeitstag hatte 

sich allerdings aufgrund eines Wo-

chenendes auf den 12. Januar 2015 

verschoben. Das Finanzamt berück-

sichtigte die Zahlung nicht als Be-

triebsausgabe für das Jahr 2014. Die 

Zahlung sei schon zu einem Zeitpunkt 

erfolgt, zu dem die Vorauszahlung 

noch nicht fällig gewesen sei. 

 

Das Finanzgericht entschied, dass 

der Unternehmer die Vorauszahlung 

noch für das Jahr 2014 abziehen 

dürfe. Der unbestimmte Rechtsbe-

griff „kurze Zeit“ müsse bei dieser 

Fallkonstellation mit mindestens 

zwölf Tagen bemessen werden. 

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-

ßend entscheiden. 

 
Hinweis:  

Fällt das Ende einer Frist auf einen Samstag, 

Sonntag oder einen gesetzlichen Feiertag, so 

endet die Frist mit dem Ablauf des 

nächstfolgenden Werktags. 

Berücksichtigung einer Umsatzsteuervorauszahlung als regelmäßig wiederkehrende Betriebsausgabe 
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Gewährung des vollen Gewerbesteuerfreibetrags auch bei Wechsel der Steuerschuldnerschaft wäh-
rend des Erhebungszeitraums 

Scheidet der vorletzte Gesellschafter 

während eines Jahrs aus einer Perso-

nengesellschaft aus, wird aus der Per-

sonengesellschaft ein Einzelunterneh-

men. Damit liegen für das Jahr des 

Ausscheidens zwei Steuerschuldner 

(Personengesellschaft und Einzelun-

ternehmer) vor. 

 

Nach einem Urteil des Bundesfinanz-

hofs ist in diesem Fall der Gewerbe-

steuermessbetrag auf der Grundlage 

des Gewerbeertrags des gesamten 

Jahrs unter Berücksichtigung des vol-

len Freibetrags zu ermitteln und so-

dann im prozentualen Verhältnis der 

von den beiden Steuerschuldnern 

erzielten Gewerbeerträge aufzuteilen. 

Hinweis:  

Das Gericht widerspricht damit der 

Vorgehensweise der Finanzverwaltung, 

wonach für jeden der Steuerschuldner eine 

Steuermessbetragsfestsetzung aufgrund des 

von ihm erzielten Gewerbeertrags durchge-

führt wird und dabei der Freibetrag in Höhe 

von 24.500 € auf jeden entsprechend der 

Dauer seiner persönlichen Steuerpflicht 

aufgeteilt wird. 

Keine überhöhten Anforderungen an Rechnung für Vorsteuerabzug 

Eine Rechnung muss, um zum Vor-

steuerabzug zu berechtigen, insbe-

sondere Angaben zu der dem Leisten-

den erteilten Steuernummer oder 

Umsatzsteuer-Identifikations-

nummer, zur Menge und Art 

(handelsübliche Bezeichnung) der 

gelieferten Gegenstände und zum 

Umfang und zur Art der sonstigen 

Leistung sowie zum Zeitpunkt der 

Lieferung oder sonstigen Leistung 

enthalten. Entscheidend ist, dass die 

Rechnungsangaben es der Finanzver-

waltung ermöglichen, die Entrichtung 

der Umsatzsteuer und ggf. das Beste-

hen des Vorsteuerabzugsrechts zu 

kontrollieren. Deshalb dürfen keine 

überhöhten oder unzumutbaren An-

forderungen an die Rechnung gestellt 

werden. 

 

So kann sich z. B. die grundsätzlich 

erforderliche Angabe des Kalender-

monats, in dem die Leistung erfolgte, 

aus dem Ausstellungsdatum der Rech-

nung ergeben, wenn nach den Ver-

hältnissen des Einzelfalls davon aus-

zugehen ist, dass die Leistung in dem 

Monat bewirkt wurde, in dem die 

Rechnung ausgestellt wurde. Dabei 

muss das Finanzamt auch ergänzende 

zusätzliche Informationen des Steuer-

pflichtigen berücksichtigen und darf 

sich nicht auf die Prüfung der Rech-

nung selbst beschränken. 

 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Umsatzgrenze für Kleinunternehmer bei Differenzbesteuerung muss unionsrechtlich geklärt werden 

Auf Umsätze von Kleinunternehmern 

wird keine Umsatzsteuer erhoben. 

Kleinunternehmer sind Unternehmer, 

deren Gesamtumsatz im vorangegan-

genen Kalenderjahr 17.500 € nicht 

überschritten hat und im laufenden 

Kalenderjahr voraussichtlich 50.000 € 

nicht überschreiten wird. 

 

Es ist nicht eindeutig geklärt, auf wel-

che Bezugsgröße abzustellen ist, 

wenn die Differenzbesteuerung An-

wendung findet. In Fällen der Diffe-

renzbesteuerung unterliegt nicht der 

Verkaufspreis, sondern die Differenz 

zwischen Einkaufs- und Verkaufspreis 

(Handelsspanne) der Umsatzsteuer. 

Die Finanzverwaltung stellt für die 

Frage, ob ein Unternehmer unter die 

Kleinunternehmerregelung fällt, auf 

die gesamten vereinnahmten Entgelte 

und nicht auf die Summe der Diffe-

renzbeträge ab. 

 

Es bestehen erhebliche Bedenken 

dagegen, ob diese Sichtweise mit dem 

EU-Recht vereinbar ist. Zumindest der 

Wortlaut der Mehrwertsteuersystem-

richtlinie lässt eine Auslegung dahin-

gehend zu, dass für die Umsatzgren-

zen der Kleinunternehmerregelung 

nur auf die Summe der ermittelten 

Handelsspannen abzustellen ist. Der 

Bundesfinanzhof hat deshalb dem 

Gerichtshof der Europäischen Union 

diese Frage zur Klärung vorgelegt. 

Seine Entscheidung bleibt abzuwar-

ten. 

Ein in den Niederlanden ansässiges 

Unternehmen hatte gegen die Ableh-

nung der beantragten Vorsteuerver-

gütung verspätet Einspruch eingelegt. 

Es machte geltend, dass der per E-

Mail übermittelte Bescheid nicht wirk-

sam bekannt gegeben worden sei. 

 

Das Finanzgericht Köln hingegen hält 

die Bekanntgabe eines Vorsteuerver-

gütungsbescheids per E-Mail ohne 

qualifizierte elektronische Signatur 

Bekanntgabe eines Vorsteuervergütungsbescheids mit einfacher E-Mail 



 

Seite  7 

und ohne Verschlüsselung für recht-

mäßig. Die Übermittlung elektroni-

scher Dokumente ist zulässig, soweit 

der Empfänger hierfür einen Zugang 

eröffnet. Ein elektronisches Doku-

ment gilt als zugegangen, sobald es 

für den Empfänger in bearbeitbarer 

Weise aufgezeichnet bzw. gespeichert 

worden ist. Dies gilt auch für die Be-

kanntgabe eines Vorsteuervergü-

tungsbescheids. Der Bescheid ist 

schriftlich zu erteilen. Die Wirksam-

keit eines schriftlich zu erlassenden 

Steuerbescheids setzt keine qualifi-

zierte elektronische Signatur voraus. 

Das Erfordernis der „Schriftlichkeit“ 

ist nicht ohne Weiteres gleichzuset-

zen mit dem Erfordernis 

„Schriftform“. 

Ein Geschäftsführer war mehrheitlich 

an einer GmbH beteiligt. Die GmbH 

sagte ihm 1994 eine Altersrente von 

60 % des letzten Grundgehalts ab 

dem 65. Lebensjahr zu. Die Altersver-

sorgung wurde 2010 mit einer zusätz-

lichen Unterstützungskassenzusage 

verbessert. Hierzu wurde eine Entgel-

tumwandlung vereinbart. Die gekürz-

ten Gehaltsanteile zahlte die GmbH 

an die Versorgungskasse, die dem 

Geschäftsführer eine Versorgungszu-

sage erteilte und eine entsprechende 

Rückdeckungsversicherung abschloss. 

Die GmbH berücksichtigte die Bei-

tragszahlungen als Betriebsausgaben. 

 

Das Finanzamt hingegen sah in der 

Unterstützungskassenzusage eine 

verdeckte Gewinnausschüttung. Es 

argumentierte, dass der Geschäfts-

führer zum Zeitpunkt der Zusage be-

reits das 58. Lebensjahr überschritten 

habe und die zusätzliche Altersversor-

gung nicht mehr erdienen könne. 

Der Bundesfinanzhof widersprach der 

Auffassung der Finanzverwaltung. 

Wirtschaftlich betrachtet verfügt der 

Geschäftsführer mit der durch Entgel-

tumwandlung finanzierten Altersver-

sorgung über sein eigenes (künftiges) 

Vermögen. Er legt lediglich Aktivbezü-

ge zugunsten künftiger Altersbezüge 

zurück. Daher gibt es regelmäßig kei-

ne Veranlassung, die Entgeltumwand-

lung am Maßstab der Erdienbarkeit zu 

prüfen. 

Verdeckte Gewinnausschüttung bei Entgeltumwandlung 

Eine Personengesellschaft, die auch 

gewerbliche Einkünfte erzielt, gilt in 

vollem Umfang als Gewerbebetrieb, 

selbst wenn sie hauptsächlich nicht 

gewerbliche Einkünfte erzielt. Eine 

Umqualifizierung der nicht gewerbli-

chen Einkünfte erfolgt nur dann nicht, 

wenn die Nettoumsatzerlöse aus der 

gewerblichen Tätigkeit 3 % der ge-

samten Nettoumsatzerlöse der Ge-

sellschaft und 24.500 € im Veranla-

gungszeitraum nicht übersteigen. 

 

Aus dieser Bagatellgrenze, die die 

Rechtsprechung aufgestellt hat, folgt, 

dass nur positive gewerbliche Ein-

künfte zu einer Abfärbung auf die 

ansonsten nicht gewerblichen Ein-

künfte führen können. Negative Ein-

künfte können eine Abfärbung nicht 

bewirken. 

 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Keine Abfärbung gewerblicher Einkünfte bei Verlusten 

Ermittlung der ortsüblichen Marktmiete möblierter Wohnungen 

Eine Wohnungsmiete muss mindes-

tens 66 % der ortsüblichen Marktmie-

te betragen, um als voll entgeltliche 

Vermietung anerkannt zu werden. 

Liegt die vereinbarte Miete darunter, 

können Vermieter entstandene Wer-

bungskosten nur anteilig geltend ma-

chen. 

 

Wird eine Wohnung möbliert oder 

teilmöbliert vermietet, kann es zur 

Ermittlung der Marktmiete erforder-

lich sein, für die Möblierung einen 

Zuschlag zu berücksichtigen. 

 

Der Bundesfinanzhof stellte hierzu 

folgende Grundsätze auf: 

 Sieht der Mietspiegel für die über-

lassenen Gegenstände einen pro-

zentualen Zuschlag oder eine Erhö-

hung des Ausstattungsfaktors über 

das Punktesystem vor, ist diese Be-

rechnung für die marktübliche Ver-

gleichsmiete heranzuziehen. 

 Lässt sich dazu dem Mietspiegel 

nichts entnehmen, ist ein am  

Markt realisierbarer Möblierungszu-

schlag zu berücksichtigen. 

 Ist dieser nicht ermittelbar, wird auf 

die ortsübliche Marktmiete ohne 

Möblierung abgestellt. Ein Möblie-

rungszuschlag, der auf Grundlage 

der linearen AfA ermittelt wird, 

kommt nicht in Betracht. Ebenso 

wenig ist ein prozentualer Mietren-

diteaufschlag anzusetzen. 

F Ü R  H A U S E I G E N T Ü M E R  
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T E R M I N E  F Ü R  S T E U E R Z A H LU N G E N  

Folgende Steuern werden im Oktober 2018 fällig: 

Fälligkeit1) Steuerart Ende der Zahlungs-Schonfrist 

Mittwoch, 10.10.2018 Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag2) 15.10.2018 

 Umsatzsteuer3) 15.10.2018 

 
Die 3-tägige Schonfrist gilt nur bei Überweisungen; maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der Finanzbehörde. Dagegen muss bei 
Scheckzahlung der Scheck spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstermin eingereicht werden. 

1) Lohnsteuer-Anmeldungen bzw. Umsatzsteuer-Voranmeldungen müssen bis zum Fälligkeitstag abgegeben werden, da sonst Ver-
spätungszuschläge entstehen können. 

2) Für den abgelaufenen Monat. Falls vierteljährlich gezahlt wird, für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

3) Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerungen für den vorletzten Monat. Falls vierteljährlich ohne Dauerfristverlängerung 
gezahlt wird, für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

 

F Ü R  A R B E I TG E B E R  U N D  A R B E I T N E H M E R  

Arbeitslohn bei Weihnachtsgeschenken an Arbeitnehmer außerhalb einer Betriebsveranstaltung 

Nicht im Rahmen einer Betriebsveran-

staltung übergebene Weihnachtsge-

schenke im Wert von 20 € sind steu-

erpflichtiger Arbeitslohn. 

 

Zum Arbeitslohn gehören alle Vortei-

le, die für eine Beschäftigung gewährt 

werden; gleichgültig, ob es sich um 

laufende oder um einmalige Bezüge 

handelt, ob ein Rechtsanspruch auf 

sie besteht und wie sie bezeichnet 

oder gewährt werden. Daher sind 

auch als Geschenke bezeichnete Zu-

wendungen regelmäßig steuerpflichti-

ger Arbeitslohn, wenn sie durch die 

Beschäftigung veranlasst sind. Etwas 

anderes gilt nur für bloße Aufmerk-

samkeiten, die auch im gesellschaftli-

chen Verkehr ausgetauscht werden. 

Auch war im Sachverhalt kein persön-

licher bzw. individueller Anlass etwa 

aus religiösen Erwägungen gegeben, 

denn sowohl nichtchristliche als auch 

christliche Arbeitnehmer erhielten 

das Geschenk, sodass die Übergabe 

nicht vom persönlichen Glauben ab-

hing. Ob die Übergabe auf Weih-

nachtsfeiern wegen des Schichtbe-

triebs und der Vielzahl der Arbeitneh-

mer organisatorisch schwierig ist, ist 

für die Steuerpflicht ebenfalls uner-

heblich. 

 

(Quelle:  

Urteil des Hessischen Finanzgerichts) 

Verbilligte Überlassung von GmbH-Anteilen als Arbeitslohn 

Erwirbt ein leitender Arbeitnehmer 

verbilligt eine GmbH-Beteiligung, 

kann dies für ihn auch dann zu Ar-

beitslohn führen, wenn nicht der Ar-

beitgeber selbst, sondern stattdessen 

ein Gesellschafter des Arbeitgebers 

die Beteiligung veräußert. Es reicht, 

dass der Vorteil aus dem verbilligten 

Erwerb dem Arbeitnehmer für seine 

Arbeitsleistung gewährt wird. 

Der als Arbeitslohn zu erfassende 

geldwerte Vorteil besteht nicht in der 

übertragenen Beteiligung als solcher. 

Er besteht in der Verbilligung, also 

dem Preisnachlass. Die Bewertung 

des Vorteils erfolgt anhand des ge-

meinen Werts der Beteiligung. Primär 

ist dieser aus Verkäufen abzuleiten, 

die weniger als ein Jahr zurückliegen. 

Solche Verkäufe sind aber dann nicht 

zu berücksichtigen, wenn sie unter 

ungewöhnlichen Verhältnissen zu-

stande gekommen sind. Verkäufe ei-

nes Arbeitgebers an einen Arbeitneh-

mer etwa stellen in der Regel keine 

Veräußerungen im gewöhnlichen Ge-

schäftsverkehr dar, da es nahe liegt, 

dass das Arbeitsverhältnis Einfluss auf 

die Verkaufsmodalitäten hat. 

 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 


